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Vorbemerkung:
Die folgenden Ausführungsbestimmungen zur Per-
sonalaktenordnung (PAO) in ihrer jeweils geltenden 
Fassung dienen der Sicherstellung einer einheitlichen 
und rechtssicheren Führung von Ausbildungsakten der 
Alumnen und der Transparenz der Ausbildung in den 
diözesanen oder überdiözesanen Priesterseminaren. 
Nach § 22 PAO können diese vom Ortsordinarius 
erlassen werden.

§ 1 Geltungsbereich

 (1) Für alle Seminaristen als Kandidaten gem. § 3 
lit. b) PAO, einschließlich aller Bewerber für den 
priesterlichen Dienst, die in ein Propädeutikum 
aufgenommen wurden, ist nach § 4 Abs. 1 und 2 
PAO eine Personalakte zu führen. 

(2) Sie ist nach § 4 PAO in der Personalabteilung der 
zuständigen (Erz-)Diözese zu führen, in welcher 
der Bewerber als Alumnus durch den Diözesan-
bischof in das Priesterseminar aufgenommen 
wurde. 

§ 2 Begriffsbestimmungen

(1) „Bewerber“ sind Personen, die die Aufnahme als 
Alumnus in das Priesterseminar beantragt haben. 

Ausführungsbestimmungen 
zur Ordnung über die Führung von Personalakten 

und Verarbeitung von Personalaktendaten 
von Klerikern und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung) 

für Ausbildungsakten von Alumnen in den Priesterseminaren

(2) „Seminaristen“ sind Bewerber, die als Alumnus 
durch den Diözesanbischof oder seinen Beauf-
tragten in das Priesterseminar oder in die entspre-
chende Ausbildungseinrichtung aufgenommen 
sind bis zur Aufnahme in den Klerikerstand. 

(3) „Ausbildungsakte“ ist eine Teilakte der Personal-
akte gem. § 7 Abs. 5 PAO für den Zeitraum bis 
zur Priesterweihe. 

(4) 1Akten, die im Rahmen der Ausbildung nach der 
Priesterweihe bis zum Pfarr-examen (II. Dienst-
prüfung) oder dem Abschluss der Ausbildung 
geführt werden, sind ebenfalls Teilakten der 
Personalakte gem. § 7 Abs. 5 PAO. 2Sie sind von 
diesen Ausführungsbestimmungen nicht erfasst, 
für sie gelten die Bestimmungen der PAO. 

§ 3 Aufnahme als Alumnus

(1)  Jeder Bewerber als Alumnus hat einen schriftli-
chen Antrag auf Aufnahme ins Priesterseminar 
an den jeweiligen Diözesanbischof zu stellen. 

(2) 1Wenn es Anhaltspunkte gibt, dass der Bewerber 
seinen Verpflichtungen zur Angabe von bereits 
erfolgten Bewerbungen oder der Entlassung 
aus bzw. dem Abbruch der Ausbildung in einem 
anderen Seminar nicht nachgekommen ist, darf 
der Diözesanbischof oder sein Bevollmächtigter 
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bei den anderen Priesterseminaren, Ordensinsti-
tuten, Gesellschaften des apostolischen Lebens, 
einem Säkularinstitut oder einer sonstigen geist-
lichen Gemeinschaft im Bereich der Deutschen 
Bischofskonferenz Nachforschungen anstellen 
und hat ein Zeugnis anzufordern*. 2Der Bewerber 
ist in unmittelbarem Zusammenhang mit der An-
tragstellung auf Aufnahme in das Priesterseminar 
schriftlich darüber zu informieren, dass sowohl 
alle Bewerber, die nach ausführlicher Prüfung 
abgelehnt werden, als auch Seminaristen, die 
ihre Ausbildung abbrechen, gem. can. 241 § 3 
CIC mit Namen und Geburtsdatum sowie Ableh-
nungs- bzw. Abbruchsgrund gespeichert werden. 
3Alle weiteren vom abgelehnten Bewerber einge-
sandten Unterlagen sind zu vernichten oder dem 
Bewerber zurückzusenden. 

(3) Die Aufnahme in das Priesterseminar erfolgt 
durch Dekret des Diözesanbischofs oder seines 
Bevollmächtigten. 

(4) In einem Begleitschreiben ist auf die Geltung der 
Personalaktenordnung und der Ausführungsbe-
stimmungen für Ausbildungsakten hinzuweisen.

§ 4 Führung der Ausbildungsakte

(1) 1Von der Aufnahme in das Priesterseminar an wird 
für den Seminaristen während der Ausbildung im 
Priesterseminar eine Ausbildungsakte als Teilakte 
der Personalakte im Priesterseminar geführt. 2Die 
Führung der Ausbildungsakte ist nach § 7 Abs. 5 
Satz 3 PAO in der Hauptpersonalakte der zustän-
digen (Erz-) Diözese nach § 1 zu vermerken.

(2)  Verantwortliche Person gem. § 4 Abs. 2 Satz 2 
PAO zur Führung der Ausbildungsakte ist bis zum 
Ende der Ausbildung der Regens des Priesterse-
minars.

(3)  1Die Regelungen der PAO in ihrer jeweils gel-
tenden Fassung sind einzuhalten. 2Besonders 
zu verweisen ist auf die Verpflichtung zur Pa-
ginierung ab dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
der PAO (§§ 5 Abs. 6, 23 Abs. 2 PAO), sowie  
die Anhörungspflicht (§ 12 PAO), das Einsichts-
recht (§ 13 PAO), die Regelungen zur Auskunft 
an Dritte (§ 15 PAO) und zur Entfernung von 
Personalaktendaten (§ 16 PAO).

(4)  1Weitergehende Notizen und Aufzeichnungen 
des Regens, welche dieser während der Ausbil-

dung als Gedächtnisstützen im Hinblick auf den 
Zweck der Ausbildung benötigt, sind als solche zu 
kennzeichnen und gesondert und vor dem Zugriff 
anderer Personen gesichert vom Regens zu ver-
wahren. 2Sie sind umgehend datenschutzkonform 
zu vernichten, sobald dieser Zweck erfüllt ist, 
spätestens vor Überführung der Ausbildungsakte 
in die Personalakte der zuständigen (Erz-)Diözese 
zur Priesterweihe. 

§ 5 Überdiözesane Priesterausbildung

(1)  In überdiözesanen Priesterseminaren ist ver-
gleichbar wie in § 14 PAO für die auswärtige 
Tätigkeit definiert zu verfahren:

a)  Personalaktenführende Stelle bleibt die zu-
ständige (Erz-)Diözese nach § 1.

b)  Diese stellt dem überdiözesanen Priester-
seminar eine Kopie der Personalakte zur 
Verfügung. 

c)  Das überdiözesane Priesterseminar stellt 
sicher, dass alle personalaktenrelevanten 
Dokumente und Vorgänge für die Dauer der 
Ausbildung unverzüglich an die zuständige 
(Erz-)Diözese oder den Inkardinationsverband 
übermittelt werden. 

d)  Auch die zuständige (Erz-)Diözese stellt 
sicher, dass dem überdiözesanen Seminar 
ausbildungsrelevante Unterlagen zur Verfü-
gung gestellt werden.

(2)  Bei Abschluss der Ausbildung oder bei Beendi-
gung des Ausbildungsabschnitts im überdiöze-
sanen Priesterseminar wird die gesamte Ausbil-
dungsakte an die zuständige (Erz-)Diözese oder 
den Inkardinationsverband gesandt. 

§ 6 Inhalt der Ausbildungsakte

(1)  Der Inhalt der Ausbildungsakte richtet sich nach 
den §§ 7 und 9 PAO. 

(2)  So ist gem. § 7 Abs. 2 lit.j) PAO in der Ausbildungs-
akte nur ein Vermerk zur Einleitung einer Plausi-
bilitätsprüfung aufzunehmen, mit einem Hinweis 
darüber, wo diese Vorgangsakten zu finden sind 
sowie gem. § 7 Abs. 2 lit. g) PAO abschließende 
Dekrete oder Urteile einer kanonischen Vorunter-
suchung eines Disziplinar- oder Strafprozesses 

* siehe Allgemeines Dekret der Deutschen Bischofskonferenz 
über die Aufnahme ins Seminar (Konvikt) von Priesterkandida-
ten, die zuvor in anderen Seminaren (Konvikten), Ordensinsti-
tuten oder sonstigen kirchlichen Gemeinschaften waren, vom 

14. März 2000, rekognosziert am 5. Mai 2000 vom Apostolischen 
Stuhl
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(ggf. in Kopie) mit einem Vermerk darüber, wo die 
vollständigen Unterlagen zu diesen Verfahren zu 
finden sind. 

(3)  Semester- und Jahresgespräche sind zu pro-
tokollieren, dem Seminaristen zur Kenntnis zu 
geben und von ihm gegenzuzeichnen, und in die 
Personalakte aufzunehmen, siehe §§ 7, 10 PAO.

(4)  Schriftliche Prüfungsarbeiten sind gem. § 7 Abs. 
3 PAO nicht Teil der Ausbildungsakte. 

(5)  Mentoren/innen und Gutachter/innen im Rahmen 
der Ausbildung erhalten vom Regens einen Hin-
weis, dass ihre Gutachten in die Ausbildungsakte 
eingehen und der Seminarist nach § 13 PAO ein 
Einsichtsrecht besitzt. 

(6)  1Psychologische Begutachtungen und eignungs-
diagnostische Verfahren jeder Art im Rahmen des 
Aufnahmeverfahrens und der Ausbildung sind 
nach § 7 Abs. 2 lit. f) PAO besonders gesichert in 
der Ausbildungsakte zu verwahren. 2Eine mündli-
che Beratung des Regens durch den Ersteller / die 
Erstellerin eines psychologischen Gutachtens darf 
in Ausnahmefällen erfolgen und bedarf stets der 
schriftlichen Einwilligung des Bewerbers bzw. des 
Seminaristen, die ebenfalls in der Ausbildungsak-
te abzulegen ist. 3Dabei hat der Seminarist das 
Recht, auf eigenen Wunsch an einem Gespräch 
mit dem Gutachter/ der Gutachterin und dem 
Regens teilzunehmen. 

§ 7 Ende der Ausbildung

(1)  Mit der Priesterweihe wird die Ausbildungsakte in 
die Personalakte der zuständigen (Erz-)Diözese 
überführt. 

(2)  Im Fall des Ausscheidens des Alumnus aus dem 
Seminar vor der Diakonenweihe geht die Ausbil-

dungsakte gem. § 17 Abs. 1, 2 und 4 PAO nach 
Ablauf von fünf Jahren ins Archiv der zuständigen 
(Erz-)Diözese über. Das Entlassungsdekret wird 
der Ausbildungsakte beigefügt.

(3)  Im Fall des Ausscheidens des Klerikers vor der 
Priesterweihe wird die Ausbildungsakte ebenfalls 
an die zuständige (Erz-)Diözese überführt. 

(4)  Ein Personalstammblatt mit dem Hinweis, dass 
die Personalakte in der zuständigen (Erz-)Diözese 
weitergeführt wird, verbleibt im Priesterseminar.

§ 8 Inkrafttreten

(1)  Die vorstehenden Ausführungsbestimmungen 
sind vom Zeitpunkt ihres Inkrafttretens an auf Se-
minaristen anzuwenden, die ab diesem Zeitpunkt 
ihre Ausbildung in einem Seminar beantragen. 

(3)  1Alle Regelungen dieser Bestimmung finden mit 
dem Zeitpunkt ihres Inkrafttretens unmittelbare 
Anwendung auch auf Ausbildungsakten der Se-
minaristen, die bereits aufgenommen wurden. 2Es 
ist zum Stichtag des Inkrafttretens eine deutliche 
Zäsur einzufügen und die Ausbildungsakte ab 
diesem Zeitpunkt nach Satz 1 zu führen.

Hiermit setze ich die Ausführungsbestimmungen zur 
Ordnung über die Führung von Personalakten und 
Verarbeitung von Personalaktendaten von Klerikern 
und Kirchenbeamten (Personalaktenordnung) für Aus-
bildungsakten von Alumnen in den Priesterseminaren 
zum 1. August 2023 in Kraft

Regensburg, 13.06 2023

  

Bischof von Regensburg
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I.  Die Bundeskommission der Arbeitsrechtlichen 
Kommission des Deutschen Caritasverbandes 
hat auf ihrer Sitzung am 23. März 2023 folgende 
Beschlüsse gefasst, die ich hiermit für die Diözese 
Regensburg in Kraft setze.

1.  Abtretungsverbot nach Abschnitt X Absatz 
f der Anlage 1 zu den AVR

A. Beschlusstext:

 I.  Der Abschnitt X der Anlage 1 zu den AVR 
wird wie folgt geändert:

 1.  Die Anmerkung zu Abschnitt X der An-
lage 1 zu den AVR wird zu Anmerkung 
Nr. 1.

 2.  Zu Abschnitt X der Anlage 1 zu den 
AVR wird eine Anmerkung Nr. 2 neu 
eingefügt:

  „2. Die Regelung des Abs. f gilt nur für 
Dienstverträge, die vor dem 1. Oktober 
2021 abgeschlossen wurden.“

Inkraftsetzung der Beschlüsse der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes

I.  Die Regionalkommission Bayern der Arbeitsrecht-
lichen Kommission des Deutschen Caritasver-
bandes hat in ihrer Sitzung am 12. Januar 2023 
folgenden Beschluss gefasst, den ich hiermit für 
Diözese Regensburg in Kraft setze.

I.  Übernahme der beschlossenen mittleren Wer-
te/Festsetzung der Vergütung

 Der Beschluss der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission vom 8. De-
zember 2022 zur Prämie zur Abmilderung des 
schnellen Anstiegs der Verbraucherpreise wird 
hinsichtlich aller dort beschlossenen mittleren 
Werte mit der Maßgabe übernommen, dass 
alle dort beschlossenen mittleren Werte in 
derselben Höhe, wie sie in Teil IV Abschnitt I 

Redaktionelle Korrektur des Beschlusses der Regionalkommission 
Bayern der Arbeitsrechtlichen Kommission 

des Deutschen Caritasverbandes vom 12. Januar 2023

Nummer 1 des o.g. Beschlusses der Bundes-
kommission enthalten sind, als neue Werte für 
den Bereich der Regionalkommission Bayern 
festgesetzt werden. 

II. Inkrafttreten

Dieser Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 in Kraft.

Regensburg, den 25.05.2023

Bischof von Regensburg

 II.  Inkrafttreten 
  Die Änderungen treten zum 1. Juli 2022 

in Kraft.

B. Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Gemäß § 308 Nr. 9 Buchst. a BGB ist das pauschale 
Abtretungsverbot in Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 
zu den AVR für Dienstverträge, die ab dem 1. Oktober 
2021 abgeschlossen wurden und werden, unwirksam. 
Für bereits davor bestehende Dienstverträge werden 
nach der herrschenden Rechtsmeinung standardisiert 
in Verträge eingeführte pauschale Abtretungsverbote 
für zulässig gehalten. Mit der hier vorgenommenen Än-
derung erfolgt eine Klarstellung dahingehend, dass das 
pauschale Abtretungsverbot gemäß Abschnitt X Absatz 
f der Anlage 1 zu den AVR nur für Dienstverträge gilt, 
die vor dem 1. Oktober 2021 abgeschlossen wurden.

Mit dem am 1. Januar 2021 in Kraft getretenen Ge-
setz für faire Verbraucherverträge vom 10. August 
2021 (BGBl. I 2021, Nr. 53 v. 17.08.2021, S. 3433) 
wurde in die Tatbestände der Klauselverbote mit Wer-
tungsmöglichkeit des § 308 BGB mit der neuen Nr. 9 
die Bestimmung in AGB, die die Abtretbarkeit eines 
Geldanspruchs oder bei Fehlen von schützenswer-
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  Dieser Beschluss tritt zum 1. April 2023 
in Kraft.

B. Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Die Sonderregelung für die Höhergruppierung aus der 
Entgeltgruppe S 8b in die Entgeltgruppe S 9 ist aktuell 
bis zum 30.06.2023 befristet. Da die Stufenlaufzeiten 
der beiden Entgeltgruppen erst zum 01.10.2024 ange-
glichen werden, wird die Sonderregelung in § 13 Abs. 
4 der Anlage 33 zu den AVR entsprechend bis zum 
30.09.2024 verlängert. Mit der Angleichung der Stu-
fenlaufzeiten entfällt der Grund der Sonderregelung. 

Zusammen mit der Sonderregelung in § 13 Abs. 4 der 
Anlage 33 zu den AVR wurde 2020 (Bundeskommis-
sion am 18.06.2020) die Anmerkung 31 (Kann-Zulage 
für Mitarbeiter mit koordinierender Tätigkeit oder Grup-
penleiter in der Entgeltgruppe S 12) eingeführt und 
ebenfalls befristet. Da für eine Befristung keine Gründe 
mehr ersichtlich sind, wird die Regelung entfristet.

C. Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-
nung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung 
der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs 
der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 
AK-Ordnung.

3.  Korrekturbeschluss zum Beschluss der 
Bundeskommission vom 08. Dezember 
2022 zur Tarifrunde im Sozial- und Erzie-
hungsdienst – Teil 2  

A. Beschlusstext:

 I.  In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 
wird die Anmerkung „3“ entfernt.

 II.  In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 
wird die folgende neue Anmerkung „3a“ 
eingefügt:

  „Als entsprechende Tätigkeit von Er-
ziehern gilt auch die Tätigkeit in Schul-
kindergärten, Ganztagsangeboten für 
Schulkinder, Vorklassen oder Vermitt-
lungsgruppen für nicht schulpflichtige 
Kinder und die Betreuung von über 
18jährigen Personen (z.B. in Einrichtun-
gen für behinderte Menschen im Sinne 
des § 2 SGB IX oder in Einrichtungen der 
Gefährdetenhilfe).“

ten Interessen des Verwenders oder überwiegenden 
berechtigten Belangen des Vertragspartners eines 
anderen Rechts ausschließen, für unwirksam erklärt. 
Dies soll nicht gelten für Ansprüche auf Versorgungs-
leistungen im Sinne des BetrAVG. Nach dem Art. 229 
§ 60 EG-BGB gilt die Neuregelung nicht für vor dem 1. 
Oktober 2021 entstandene Schuldverhältnisse.
Die Bundeskommission reagierte mit Beschluss vom 
30. Juni 2022. Nach § 308 Nr. 9 Buchst. a BGB ist ein 
Abtretungsverbot für Ansprüche aus der betrieblichen 
Altersversorgung weiterhin rechtlich zulässig – auch 
für ab dem 1. Oktober 2022 geschlossene Dienst-
verträge. Mit dem genannten Beschluss regelte die 
Bundeskommission, dass für alle Dienstverträge, 
unabhängig davon, ob sie vor oder ab dem 1. Oktober 
2021 abgeschlossen wurden, ein Abtretungsverbot 
ausdrücklich nur für Ansprüche aus der betrieblichen 
Altersversorgung nach Anlage 8 zu den AVR und dem 
Beschluss der Zentral-KODA zur Entgeltumwandlung 
gilt. Hier ist ein Abtretungsverbot nach wie vor rechtlich 
zulässig. 

Die Regelung in Abschnitt X Absatz f der Anlage 1 zu 
den AVR blieb unverändert bestehen. Dieses pauscha-
le Abtretungsverbot entfaltet aber nur Wirksamkeit für 
Dienstverträge, die bereits vor dem 1. Oktober 2021 
bestanden.

C. Beschlusskompetenz

Die vorgeschlagene bundesweit geltende Regelung 
betrifft nicht die Festlegung der Höhe aller Vergü-
tungsbestandteile, des Umfangs der regelmäßigen 
Arbeitszeit und des Umfangs des Erholungsurlaubs 
im Sinne des § 13 Abs. 3 S. 1 AK-Ordnung. Damit 
besteht die Kompetenz der Bundeskommission der 
Arbeitsrechtlichen Kommission gem. § 13 Abs. 1 Satz 
1 AK-Ordnung zur Regelung.

2.  Fristverlängerungen in Anlage 33 zu den 
AVR

A. Beschlusstext:

 I. § 13 Absatz 4 Satz 9 der Anlage 33 zu 
den AVR wird wie folgt gefasst:

  “9Die Regelungen nach Satz 8 sind be-
fristet bis zum 30. September 2024.“

 II. Satz 2 der Anmerkung 31 in Anhang B 
der Anlage 33 zu den AVR wird ersatzlos 
gestrichen.

 III. Inkrafttreten 
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 III.  In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 
wird die folgende neue Anmerkung „3b“ 
eingefügt:

  „Als entsprechende Tätigkeit von Kin-
derpflegern gilt auch die Tätigkeit in 
Schulkindergärten, Ganztagsangeboten 
für Schulkinder, Vorklassen oder Ver-
mittlungsgruppen für nicht schulpflichtige 
Kinder und die Betreuung von über 18jäh-
rigen Personen (z.B. in Einrichtungen 
für behinderte Menschen im Sinne des 
§ 2 SGB IX oder in Einrichtungen der 
Gefährdetenhilfe).“

 IV. In Anhang B der Anlage 33 zu den 
AVR wird die Anmerkung Nr. 3 zu den 
Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgrup-
pen S 2 bis S 18 durch Nr. 3a ersetzt. 

 V.  In Anhang B der Anlage 33 zu den AVR 
wird die Anmerkung Nr. 3b zu den Tätig-
keitsmerkmalen der Entgeltgruppen S 
2 bis S 18 den Entgeltgruppen S 2, S 3 
sowie S 4 Nr. 1 hinzugefügt.

 VI.  Der Beschluss tritt zum 1. Januar 2023 
in Kraft. 

B. Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Mit Beschluss vom 08. Dezember 2022 zur Tarifrunde 
im Sozial- und Erziehungsdienst – Teil 2 beschloss die 
Bundeskommission u.a. die Ergänzung der Anmerkung 
Nr. 3 zu den Tätigkeitsmerkmalen der Entgeltgruppen 
S 2 bis S 18 („In der Anmerkung Nummer 3 wird das 
Wort „Erziehern,“ durch die Wörter „Erziehern oder 
Kinderpflegern“ ersetzt sowie hinter dem Wort „Schul-
kindergärten,“ die Wörter „Ganztagsangeboten für 
Schulkinder,“ eingefügt.“). 

Die Verortung der Anmerkung Nr. 3 wurde aber nicht 
angepasst. Sie findet sich nur bei der Entgeltgruppe S 
4 Nr. 2. Die Eingruppierung der Kinderpfleger regeln 
aber auch Entgeltgruppen S 2, S 3 sowie S 4 Nr. 1. 
Daher erfolgt mit dem obigen Beschluss eine Korrektur. 

Anstatt die Erzieher und Kinderpfleger in einer An-
merkung zusammenzufügen, werden hier die zwei 
Gruppen getrennt voneinander geregelt. So werden 
Eingruppierungsfragen zwischen Erzieher und Kin-
derpfleger vorgebeugt.

C. Beschlusskompetenz

Die Regelung ist eine Rechtsnorm über den Inhalt des 
Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-Ord-

nung. Es handelt sich nicht um eine reine Festlegung 
der Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs 
der regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des 
Erholungsurlaubs im Sinne des § 13 Abs. 3 Satz 1 
AK-Ordnung.

4.  Vermittlungsvorschlag Kurzarbeit 

A. Beschlusstext:

 I.  Änderungen in der Anlage 5 zu den AVR:

1.  In der Anlage 5 zu den AVR wird der § 5neu 
gefasst und die §§ 5a bis 5g neu ein-
gefügt:

  § 5 Kurzarbeit 

  (1) §§ 5 bis 5g der Anlage 5 gelten 
für Mitarbeiter, die in einem unge-
kündigten Dienstverhältnis zu einem 
Dienstgeber stehen.

  (2) 1Für die Berechnung der Dienstbe-
züge gemäß Abschnitt II der Anlage 1 
und der Krankenbezüge gemäß Ab-
schnitt XII der Anlage 1 gilt Abschnitt II 
a mit Ausnahme von Absatz b zweiter 
Halbsatz der Anlage 1 entsprechend. 
2Für die Anwendung sonstiger Bestim-
mungen der AVR bleibt die Kürzung 
der dienstvertraglich vereinbarten 
Arbeitszeit und die sich daraus erge-
bende Minderung der Bezüge außer 
Betracht.

  (3) Mitarbeiter, deren Arbeitszeit 
länger als drei zusammenhängende 
Wochen verkürzt worden ist, können 
ihr Dienstverhältnis mit einer Frist von 
einem Monat zum Monatsende kündi-
gen.

  § 5a Voraussetzungen der Einfüh-
rung und Ausgestaltung der Kurz-
arbeit

  (1) 1Bei Vorliegen der gesetzlichen 
Voraussetzungen gemäß SGB III und 
der Kurzarbeitergeldverordnung kann 
der Dienstgeber nach Abschluss einer 
Dienstvereinbarung Kurzarbeit anord-
nen. 2Die Dienstvereinbarung legt ein 
Datum des Beginns der Kurzarbeit 
oder einen Zeitraum, in dem die Kurz-
arbeit beginnt, fest. 3Dieser Zeitraum 
beträgt höchstens zwei Monate ab 
Abschluss der Dienstvereinbarung. 
4Die Mitarbeitervertretung ist über die 
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beabsichtigte Einführung von Kurzar-
beit unverzüglich und umfassend zu 
informieren. 5Die gesetzlichen Rechte 
der Mitarbeitervertretung bleiben dar-
über hinaus bestehen, soweit durch 
die §§ 5 bis 5g der Anlage 5 keine ab-
schließende Regelung getroffen wird. 
6In Einrichtungen ohne Mitarbeiterver-
tretung ist die Kurzarbeit mit jedem 
betroffenen Mitarbeiter gesondert zu 
vereinbaren.

 (2)1Der Beginn der Kurzarbeit ist den 
von Kurzarbeit betroffenen Mitarbei-
tern mit einer Frist von fünf Kalen-
dertagen anzukündigen. 2Sieht die 
Dienstvereinbarung einen konkreten 
Beginn vor, gilt als Ankündigung die 
Bekanntgabe der Dienstvereinbarung 
i.S.d. Absatz 1. 3Sieht die Dienstver-
einbarung einen Zeitraum für den 
Beginn der Kurzarbeit im Sinne des 
Absatzes 1 vor, so ist der Beginn den 
Mitarbeitern auf betriebsüblichem 
Wege bekannt zu machen.

 § 5b Umfang der Kurzarbeit

  1Die Kurzarbeit kann in Einrichtungen 
sowie Teilen derselben, nicht jedoch 
für einzelne Mitarbeiter, eingeführt 
werden. 2Die Kurzarbeit kann bis zu 
einer Herabsetzung der Arbeitszeit auf 
null Stunden eingeführt werden.

  § 5c Anzeige und Antrag bei der 
Agentur für Arbeit - Information 
durch den Dienstgeber

  (1) Der Dienstgeber zeigt im Falle 
der Notwendigkeit von Kurzarbeit den 
Arbeitsausfall unverzüglich bei der 
zuständigen Agentur für Arbeit an und 
stellt die Anträge zur Gewährung von 
Kurzarbeitergeld.

  (2) Die Mitarbeitervertretung erhält 
Kopien der Anzeige, des Erstantrags 
mit Anlagen und der Bescheide der 
Agentur für Arbeit.

  (3) Im Falle des § 5a Abs. 1 Satz 6 hat 
der Dienstgeber den Mitarbeitern die 
für sie erforderlichen Informationen zur 
Verfügung zu stellen.

  § 5d Aufstockung des Kurzarbeiter-
geldes

  (1) 1Die Mitarbeiter, die von der Kurz-
arbeit betroffen sind, erhalten vom 
Dienstgeber zusätzlich zum verkürzten 
Entgelt und dem von der Agentur für 
Arbeit zu erwartenden Kurzarbeiter-
geld eine Aufstockungszahlung. Mit-
arbeiter, die mindestens für ein Kind 
unterhaltspflichtig sind, erhalten eine 
Aufstockung auf 87 v.H., die sonstigen 
Mitarbeiter auf 80 v.H. des nach § 106 
SGB III berechneten pauschalierten 
Nettoentgelts aus dem Soll-Entgelt. 
2Durch Dienstvereinbarung kann diese 
Aufstockung erhöht oder verringert 
werden.

  (2) Ungekürzt weitergezahlt werden 
Urlaubsentgelt und Urlaubsgeld, ver-
mögenswirksame Leistungen sowie 
Jahressonderzahlung bzw. Weih-
nachtszuwendung 

  (3) Der Aufstockungsbetrag ist kein 
monatliches Entgelt und wird deshalb 
bei tariflichen Leistungen, deren Höhe 
vom Entgelt abhängig ist, nicht berück-
sichtigt.

  (4) 1Werden während der Kurzarbeit 
betriebsbedingte Kündigungen ge-
genüber Mitarbeitern ausgesprochen, 
die sich in Kurzarbeit befinden, endet 
die Kurzarbeit. 2Im Fall einer solchen 
betriebsbedingten Kündigung erhöht 
sich für die zweite Hälfte der in Kurz-
arbeit verbrachten Zeit, mindestens 
jedoch für die letzten zwei Monate 
der Kurzarbeit vor dem Ausspruch 
der betriebsbedingten Kündigung die 
Aufstockung nach § 5d Abs. 1 auf 100 
v.H. des nach § 106 SGB III berechne-
ten pauschalierten Nettoentgelts aus 
dem Soll-Entgelt. 3Hiervon kann durch 
Dienstvereinbarung nicht abgewichen 
werden.

  § 5e Zahlung des Kurzarbeitergel-
des und des Aufstockungsbetrages

  1Das Kurzarbeitergeld und der Aufsto-
ckungsbetrag werden zum Zeitpunkt 
der monatlichen Entgeltzahlung ge-
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mäß Abschnitt X der Anlage 1 durch 
den Dienstgeber gezahlt. 2Dies gilt 
unabhängig von dem Zahlungszeit-
punkt durch die Agentur für Arbeit.

  § 5f Urlaub und Altersteilzeit

  (1) Eine aus der Kurzarbeit resultie-
rende Minderung des Umfanges des 
Anspruches auf Erholungsurlaub nach 
§ 3 der Anlage 14 kann durch Dienst-
vereinbarung ganz oder teilweise 
ausgeschlossen werden. 

  (2) 1Für Mitarbeiter in der Arbeitsphase 
des Altersteilzeitblockmodells kann § 
10 der Anlage 17a entsprechend an-
gewendet werden. 2Die Aufstockung 
gemäß § 5 Abs. 1 ist kein Regelarbeits-
entgelt im Sinne von § 7 Abs. 3 Satz 2 
der Anlage 17a.

  § 5g Veränderung der Kurzarbeit

  1Bei Unterbrechung, Ausweitung, Ver- 
längerung oder Beendigung der Kurz-
arbeit ist die Mitarbeitervertretung im 
Rahmen ihrer Beteiligungsrechte ein-
zubeziehen. 2Die Änderungen müssen 
mit einer Frist von mindestens fünf 
Arbeitstagen angekündigt werden.

 II.  Änderungen in § 2 Anlage 20 zu den AVR

  In § 2 Absatz 2 der Anlage 20 zu den AVR 
wird folgender neuer Satz 3 eingefügt:

  „3Ferner von § 2 Abs. 1 ausgenommen 
sind die §§ 5 bis 5g der Anlage 5; sie 
finden Anwendung.“

 III. Änderungen in § 5 der Anlage 21 zu den 
AVR

  In § 5 der Anlage 21 zu den AVR werden 
nach den Worten „die Arbeitszeit,“ die 
Worte „die Kurzarbeit,“ eingefügt. 

 IV. Änderungen in § 1 Absatz 2 der Anlage 
30 zu den AVR

  § 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 30 zu 
den AVR wird wie folgt neu gefasst:

  „3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 
1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, 
§ 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“

 V.  Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 31 
zu den AVR

  § 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 31 zu 
den AVR wird wie folgt neu gefasst:

  „3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 
1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, 
§ 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“

 VI. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 32 
zu den AVR

  § 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 32 zu 
den AVR wird wie folgt neu gefasst:

  „3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 
1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, 
§ 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“

 VII. Änderung in § 1 Absatz 2 der Anlage 33 
zu den AVR

  § 1 Absatz 2 Satz 3 der Anlagen 33 zu 
den AVR wird wie folgt neu gefasst:

  „3Anlage 5 gilt nicht mit Ausnahme von § 
1 Abs. 7, Abs. 9 und Abs. 10, §§ 5 bis 5g, 
§ 6, § 7 Abs. 7, § 9 Abs. 6 und § 10.“

 VIII. Inkrafttreten

  Die Änderungen treten zum 01. April 2023 
in Kraft.

B. Regelungsziel und wesentlicher Inhalt

Um bei Krisen in der Sozialwirtschaft möglichst schnell 
auf den dann erforderlichen Personalbedarf reagieren 
zu können, die finanzielle Existenz der Mitarbeiter in 
der Krise zu sichern und wirtschaftlichen Schaden von 
den Dienstgebern abzuhalten, soll das Instrument der 
Kurzarbeit flexibel eingesetzt werden. 

Vor diesem Hintergrund und zur Festlegung der Vor-
aussetzungen für die Einführung von Kurzarbeit und 
deren Ausgestaltung erfolgen die oben genannten 
Regelungen.

Bei Vorliegen der gesetzlichen Voraussetzungen 
gemäß SGB III und der Kurzarbeitergeldverordnung 
kann der Dienstgeber nach Abschluss einer Dienst-
vereinbarung Kurzarbeit anordnen. Die Dienstverein-
barung ist mit der Mitarbeitervertretung zu schließen. 
In Einrichtungen, in denen keine Mitarbeitervertretung 
existiert, ist die Kurzarbeit einzelvertraglich mit jedem 
einzelnen Mitarbeiter zu vereinbaren. Die Dienstverein-
barung bzw. die einzelvertragliche Vereinbarung muss 
mindestens die Regelungen der §§ 5 bis g der Anlage 
5 zu den AVR enthalten. Abweichungen sind z.B. bei 
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der Aufstockung nach § 5d Abs. 1 Satz 2 oder nach § 
5f Abs. 1 der Anlage 5 zu den AVR möglich. 

Die Regelungen zur Einführung von Kurzarbeit und 
deren Ausgestaltung gelten neben der Anlage 2 zu 
den AVR auch für Mitarbeiter in den Anlagen 20, 21, 
30, 31, 32 und 33 zu den AVR.

C. Beschlusskompetenz

Die Regelung betrifft Rechtsnormen über den Inhalt 
des Dienstverhältnisses nach § 1 Abs. 4 Satz 1 AK-
Ordnung. Es handelt sich nicht um eine Festlegung der 
Höhe der Vergütungsbestandteile, des Umfangs der 
regelmäßigen Arbeitszeit und des Umfangs des Erho-

Inkraftsetzung des Beschlusses der Regionalkommission Bayern der 
Arbeitsrechtlichen Kommission des Deutschen Caritasverbandes  

I.  Die Regionalkommission Bayern der Arbeits-
rechtlichen Kommission des Deutschen Caritas-
verbandes hat in ihrer Sitzung am 20. April 2023 
folgenden Beschluss gefasst, den ich hiermit für 
die Diözese Regensburg in Kraft setze.

 Anpassung der Regelung der Eingruppierung der 
Fachkräfte „Pädagogische Fachkraft für Grund-
schulkindbetreuung“

 Anmerkung 3a zu den Tätigkeitsmerkmalen in 
Anhang B der Anlage 33 AVR wird um folgende 
Sätze ergänzt:

 „Dies gilt im Geltungsbereich der AVR in Bayern 
befristet bis zum 31. Dezember 2025 auch für 
die Tätigkeit als Pädagogische Fachkraft für 
Grundschulkindbetreuung. Satz 2 gilt für am 31. 
Dezember 2025 bestehende Dienstverhältnisse 

fort, solange die Tätigkeit als Pädagogische Fach-
kraft für Grundschulkindbetreuung ausgeübt wird.“

II.  Inkrafttreten und Befristung
 Dieser Beschluss tritt am 1. Januar 2023 in Kraft. 

Er ist, soweit nicht die Regelung auf am 31. 
Dezember 2025 bestehende Dienstverhältnisse 
angewendet wird, befristet bis zum 31. Dezember 
2025.

Regensburg, den 22.06.2023

  

Bischof von Regensburg

lungsurlaubs i. S. d. § 13 Abs. 3 Satz 1 AK-Ordnung. 
Damit besteht die Kompetenz der Bundeskommission 
nach § 13 Abs. 1 Satz 1 AK-Ordnung zur Regelung.

II.  Inkrafttreten

 Die vorstehenden Beschlüsse treten zum jeweils 
genannten Zeitpunkt in Kraft.

Regensburg, den 21.06.2023

  

Bischof von Regensburg
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Päpstliche Verlautbarungen 
Botschaft zum Welttag der Großeltern und älteren 
Menschen – 23.07.2023
(https://www.vatican.va/content/francesco/de/messa-
ges/nonni/documents/20230531-messaggio-nonni-
anziani.html).

Botschaft zum Weltgebetstag für die Bewahrung der 
Schöpfung – 01.09.2023
(https://www.vatican.va/content/francesco/de/mes-
sages/pont-messages/2023/documents/20230513-
messaggio-giornata-curacreato.html)

Feststellung des endgültigen Wahlergebnis-
ses der Wahl der Dienstnehmervertreter/in-
nen der 10. Amtsperiode (1. September 2023 
bis 31. August 2028) in der Kommission für 
das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen 
Gemäß § 22 (Regional-KODA-Wahlordnung-BayRK-
WO) sind folgende Vertreter/Vertreterinnen der Be-
schäftigten aus der Diözese Regensburg in der Kom-
mission für das Arbeitsvertragsrecht der bayerischen 
Diözesen gewählt: 

-   Huber, Regina
 Wahlbereich 3 (§ 2 Absatz 1 Nr. 3 BayRKWO) 

Sozial- und Erziehungsdienst
 1077 Stimmen

-  Böhm, Reinhard
 Wahlbereich 5 (§ 2 Absatz 1 Nr. 5 BayRKWO) 

Pastoraler Dienst
 724 Stimmen

Das Bischöfliche Generalvikariat

Ersatzmitglieder:
-  Schneidemesser, Stefanie
 Wahlbereich 3 (§ 2 Absatz 1 Nr. 3 BayRKWO) 

Sozial- und Erziehungsdienst
 994 Stimmen

-  Holmer, Christian
 Wahlbereich 6 (§ 2 Absatz 1 Nr. 6 BayRKWO) 

Liturgie
 453 Stimmen

-  Merkes, Stephan
 Wahlbereich 6 (§ 2 Absatz 1 Nr. 6 BayRKWO) 

Liturgie
 344 Stimmen

-  Weigel, Franz
 Wahlbereich 3 (§ 2 Absatz 1 Nr. 3 BayRKWO) 

Sozial- und Erziehungsdienst
 341 Stimmen

Sitzungen der Bischöflichen 
Baukommission
Die nächste Sitzung der Bischöflichen Baukommission 
findet am 10.07.2023 um 14:00 Uhr statt. 
Einreichungen für Gesuche und Vorlagen für diese 
Sitzung sind nicht mehr möglich.

Die übernächste Sitzung der Bischöflichen Baukom-
mission findet am 22.09.2023 um 09:00 Uhr statt. 
Gesuche und Vorlagen für diese Sitzung sind bis 
25.08.2023 bei der Hauptabteilung Immobilienmana-
gement, Abteilung Planen und Bauen einzureichen. 
Später eingehende Projekte können in dieser Sitzung 
nicht behandelt werden.

Verleger: Bischöfl. Ordinariat    -    Redaktion: Dr. Johannes Frühwald-König  

Diözesan-Nachrichten
Personalia
Laien im Kirchlichen Dienst
Gemeindereferenten/Innen

Zum 31.03.2023 ist aus dem Dienst der Diözese aus-
geschieden:
Eva-Maria Frohmann

Zum 01.04.2023 ist in den Ruhestand getreten:
Marianne Heimerl 
bisher: Freistellungsphase 

Zum 01.06.2023 ist in den Ruhestand getreten:
Ulrich Doblinger 
bisher: Freistellungsphase

Msgr. Dr. Roland Batz
Generalvikar


